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Vorwort 

Demokratie und Grundrechte kennzeichnen ein Spannungsverhältnis 
im Grundgesetz, in ihm kristall isiert sich die „neue Ordnung", welche 
sich das deutsche Volk nach der Präambel des Grundgesetzes für das 
staatliche Leben in der Bundesrepublik Deutschland geben wi l l . Diese 
Ordnung baut auf dem Prinzip der Volkssouveränität, dem Mehrheits-
prinzip und dem Grundrechtsprinzip. Die Funktion dieser Grund-
elemente der Verfassung sowie der Gehalt der Einzelnormen sind nur 
in ihrem theoretischen Zusammenhang erklärbar (Teil I I I), diesen 
theoretischen Zusammenhang herauszuarbeiten, ist das Anliegen der 
hiermit vorgelegten Untersuchung. 

Um die Eigenart des Grundgesetzes erfassen zu können, ist es not-
wendig, den historischen Kontext zu diskutieren (Teil I), neue For-
schungsergebnisse werden hierzu nicht vorgelegt. 

Die Diskussion von Funktion und Gehalt des Grundgesetzes und 
seiner Einzelnormen bedarf  auch der Vorklärung des erkenntnistheore-
tischen Zuganges und der gesellschaftstheoretischen Zusammenhänge 
im Verstehen einer Verfassung (Teil II). 

Die Skizzierung der Elemente einer Grundgesetztheorie ist notwendi-
gerweise abstrakt, sie bedarf  weiterer konkreter Ausarbeitungen. Die 
Aufarbeitung der Literatur und Rechtsprechung wurde deshalb nur 
bruchstückhaft  vorgenommen, der Nachweis von Literatur und Recht-
sprechung hat vor allem die didaktische Funktion, Problemzusammen-
hänge zu verdeutlichen und ergänzende Hinweise auf das gängige 
Schrifttum zu geben. 

Anregungen zu dieser Arbeit erwuchsen aus der Zusammenarbeit mi t 
Prof.  Dr. Mart in Drath, ehedem Bundesverfassungsrichter  (t). Mart in 
Drath hat es in hervorragender  Weise verstanden, eingefahrene Gleise 
der Staatslehre zu verlassen, und er hat wesentliche Beiträge für das 
Verständnis der neuen freiheitlich-sozialen und demokratischen Ord-
nung des Grundgesetzes und für die Funktion des Staates geleistet. Die 
Arbeit ist auch in besonderer Weise Prof.  Dr. Gerhard Weisser, Staats-
sekretär a. D., Gründer und wissenschaftlicher Direktor des For-
schungsinstitutes für Gesellschaftspolitik und beratende Sozialwissen-
schaft e. V. verpflichtet.  Gerhard Weisser hat sehr früh die Grundlagen 
für erkenntnistheoretische Klarheit und Ehrlichkeit in der sozialwis-
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senschaftlichen Diskussion gelegt und engagiert gesellschaftspolitisch 
gehandelt. 

Die Arbeit entstand unter schwierigen Bedingungen, sie war mehr-
fach unterbrochen durch die Verpflichtungen, welche sich aus der Mi t -
arbeit beim Aufbau einer neuen Universität ergeben und sie l i t t unter 
den sächlichen und personellen Mängeln einer Hochschule im Aufbau. 
Besonders zu danken ist deshalb Brigitte Holzfuß für die Betreuung 
und technische Erstellung des Manuskriptes unter diesen schwierigen 
Umständen. Gerhard Schaumann und Wolfgang Schürer waren bei der 
Beschaffung  von Materialien behilflich und haben durch ihre K r i t i k die 
Diskussion der hier vorgelegten Untersuchung angereichert. 

Ahnatal/Lauchheim im Herbst 1979 

Klaus  Grimmer 
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T E I L I 

Verfassungsgeschichtliche 
Voraussetzungen des Grundgesetzes 

1. Problem auf riß — Grundrechte 
und Volkssouveränität als Grundlagen einer 

Verfassungstheorie  des Grundgesetzes 

Das Grundgesetz kennzeichnet die Verfassungsordnung der Bundes-
republik Deutschland als eine freiheitlich demokratische, eine soziale 
und bundesstaatliche, eine republikanische und rechtsstaatliche (Art. 18, 
20 Abs. 1, 28 Abs. 1 GG). Auf der Grundlage der Volkssouveränität w i l l 
es dem staatlichen Leben eine „neue Ordnung" vermitteln (Präambel 
des GG). Grundlage dieser neuen Ordnung sind die Volkssouveränität 
und „unverletzliche und unveräußerliche Menschenrechte als Grund-
lage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtig-
keit in der Welt". Die „Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende 
Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht" (Art. 20 
Abs. 2, Ar t . 1 Abs. 2 u. 3 GG). 

Die Normativität der Grundrechtssätze als verbindlicher Gebots-
oder Verbotsaussagen ergibt sich dabei weniger aus der Form ihrer 
sprachlichen Darstellung, deskriptive und präskriptive Aussageformen 
wechseln, sondern aus Ar t . 1 Abs. 3 GG. Dieser besondere rechtliche 
Geltungsanspruch der Grundrechte w i rd verstärkt durch die sog. „We-
sensgehaltsgarantie" des Ar t . 19 Abs. 2 GG und die axiomatische 
„Ewigkeitsentscheidung" des Art . 79 Abs. 3 GG. 

Der besondere Geltungsanspruch der Grundrechte gem. Ar t . 1 Abs. 3 
GG und seine justizielle Absicherung haben bewirkt, daß das Grund-
gesetz eine zentrale Position im gesamten Rechtsleben eingenommen 
hat, wie es bei keiner der deutschen Verfassungen, die in einzelnen 
Ländern oder im nationalen Staat seit Anfang des letzten Jahrhunderts 
erlassen wurden, der Fal l war 1 . 

1 Vgl. U. Scheuner,  Das Grundgesetz i n der Entwicklung zweier Jahr-
zehnte, in : AöR 95, S. 353 ff.  (S. 362 ff.);  ähnlich Th.  Maunz,  Deutsches Staats-
recht, 21. Aufl. , München 1977, S. 34, K.  Hesse, Der Rechtsstaat i m Verfas-
sungssystem des Grundgesetzes, in : Festgabe für R. Smend, Tübingen 1962, 
S. 71 ff.  (S. 76). (Fortsetzung  der  Fußnote  nächste Seite) 
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Bei der Normierung des unmit telbaren Geltungsanspruchs der Grundrechte 
wurde auf korrespondierende Rechtsvorschriften  in manchen deutschen Län-
derverfassungen,  die nach dem Zweiten Weltkr ieg erlassen worden waren, 
zurückgegriffen.  — I m Bereich der Amerikanischen Besatzungszone ist zu-
nächst die Verfassung des Landes Hessen, angenommen durch Volksabstim-
mung am 1. Dezember 1946 und am gleichen Tage verkündet und i n Kra f t 
getreten, zu erwähnen. Der Erste Haupt te i l der hessischen Verfassung trägt 
den T i te l „Die Rechte des Menschen" und gliedert sich i n die Abschnitte 
„Gleichheit und Freiheit", „Grenzen und Sicherung der Menschenrechte", 
„Soziale und wirtschaftl iche Rechte und Pflichten", „Staat, Kirchen, Religions-
und Weltanschauungsgemeinschaften", „Erziehung und Schule", „Gemeinsame 
Bestimmung für alle Grundrechte". — Ar t i ke l 26 normiert : „Diese Grund-
rechte sind unabänderlich; sie binden den Gesetzgeber, den Richter und die 
Verwal tung unmit te lbar". Von Interesse ist auch die Landesverfassung der 
Freien Hansestadt Bremen, am 12. Oktober 1947 durch Volksabstimmung 
angenommen und am 21. Oktober 1947 verkündet. Der Erste Haupt te i l der 
bremischen Verfassung trägt den T i te l „Grundrechte und Grundpfl ichten" 
und enthält eine entsprechende Bindungsklausel (Art. 20 Abs. 2). Hingegen 
enthalten die Verfassung für Württemberg-Baden, angenommen durch Volks-
abstimmung am 24. November 1946, und die Verfassung des Freistaates 
Bayern, angenommen durch Volksabstimmung am 1. Dezember 1946, keine 
A r t i ke l 1 Abs. 3 des GG korrespondierenden Vorschriften.  Innerhalb der 
Französischen Besatzungszone enthalten die Verfassung des Landes Baden, 
die Verfassung für Württemberg-Hohenzollern und die Verfassung für Rhein-
land-Pfalz, alle angenommen durch Volksabstimmungen am 18. Ma i 1947, 
keinen unmittelbaren Verbindlichkeitsanspruch der Grundrechte. — Die Län-
der der Brit ischen Besatzungszone erhielten ihre Verfassungen erst nach I n -
kraft t reten  des Grundgesetzes. — Die Verfassung des Saarlandes vom 15. De-
zember 1947 hat einen unmittelbaren Verbindlichkeitsanspruch der Grund-
rechte. — Die saarländische Verfassung umfaßt i m I. Haupt te i l „Grundrechte 
und Grundpfl ichten" die Abschnitte „Die Einzelperson", „Ehe und Famil ie", 
„Erziehung, Unterricht, Volksbildung, Kulturpf lege",  „Ki rchen und Religions-
gemeinschaften", „Wirtschafts- und Sozialordnung". — Ar t . 21 normiert : „Die 
Grundrechte sind i n ihrem Wesen unabänderlich. Sie binden Gesetzgeber, 
Richter und Verwal tung unmittelbar." Gemeinsam ist den Verfassungen Hes-
sens, Bremens und des Saarlandes also, daß durch die Grundrechte der Ge-
setzgeber und der Richter unmit te lbar gebunden werden, i n Hessen und im 
Saarland werden die Verwaltung, i n Bremen der Verwaltungsbeamte „ge-
bunden". 

Die unmittelbare Anspruchsgarantie der grundrechtlichen Normen war eine 
rechtslogische Weiterentwicklung ähnlicher Vorschriften,  die i n manchen, 
Ländern bereits nach dem Ersten Weltkr ieg Bestandteil des objekt iven Ver-
fassungsrechtes geworden waren. So sagt die Verfassung des Freistaates 
Mecklenburg-Schwerin vom 17. Ma i 1920 i n der Präambel zum Abschnitt Die 
Grundrechte: „Dem mecklenburgischen Volke werden durch die Verfassung 
die nachstehenden Grundrechte gewährleistet. Sie bi lden Richtschnur und 
Schranke für Verfassung, Gesetzgebung und Verwal tung". 

Zur Wesensgehaltsgarantie des Ar t . 19 Abs. 2 GG gibt es entsprechende 
Bestimmungen i n der Verfassung des Landes Hessen i n Ar t . 63 Abs. 1 („So-
wei t diese Verfassung die Beschränkung eines der vorstehenden Grundrechte 
durch Gesetz zuläßt oder die nähere Ausgestaltung einem Gesetz vorbehält, 
muß das Grundrecht als solches unangetastet bleiben"), i n der Verfassung 
des Saarlandes i m Ar t . 21, S. 1 („Die Grundrechte sind i n ihrem Wesen un-
abänderlich"). 

Zu Ar t . 79 Abs. 3 des GG gibt es vergleichbare Bestimmungen i n den Ver-
fassungen des Landes Hessen (Art. 26) und der Freien Hansestadt Bremen 
(Art. 3). 
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Mi t dem Verbindlichkeitsanspruch des Ar t . 1 Abs. 3 GG wurde für 
die Grundrechte nicht nur eine proklamatorische, sondern eine jud i -
zielle Form gewählt. Die Grundrechte sind ihrem Ansprüche nach nicht 
nur ein Manifest, haben nicht nur programmatischen Charakter. 

Das Wirkungsziel eines Manifestes ist vor allem, dem „Volke, insbes. 
dem an seine Pflichten zu bindenden Verwaltungsmann und Richter, 
den Geist, den Stil, in dem das Leben des deutschen Volkes gestaltet 
werden soll, nicht nur in der Sprache der Rechtsnormen, sondern an-
schaulich vor Augen"2 zu stellen. I n den Diskussionen um ein GG für 
das Gebiet der ehemaligen amerikanischen, englischen und französi-
schen Besatzungszonen als Folgeeinheiten des Deutschen Reiches stand 
das Problem Manifest oder Grundgesetz zur Diskussion an. I m Ver-
hältnis zum Manifest wurde es als Aufgabe eines oder einer Gruppe 
von Grundgesetzen angesehen, „auf der Grundlage des Manifestes, 
jedoch in der begrifflichen  Sprache des Rechts, präzise die Grund-
normen zu formulieren,  die für die verschiedenen Gebiete des öffent-
lichen Lebens gelten sollen"8; so etwa ein Grundgesetz der Staats-
organisation, ein Grundgesetz der Wirtschaftsverfassung,  ein Grund-
gesetz der Rechtspflege, der Kulturpflege usw. Manifest und Grund-
gesetz, in fruchtbarer  Zusammenfassung der modernen Ergebnisse der 
Philosophie und Soziologie wie auch spezieller Sozialwissenschaften, 
mi t überzeugendem positiven Inhalt erfüllt,  sollten als gemeinsames 
Bekenntnis zum sozialen Sti l einer neuen Ordnung wirken. 

Die strenge Trennung von Manifest und GG im gekennzeichneten 
Sinne wurde in der Sprache des Bonner GG nicht durchgeführt.  Vor 
allem in der Präambel des GG und beispielsweise im Postulat, die 
Würde des Menschen zu achten und zu schützen in Ar t . 1 Abs. 1 GG, ist 
das Pathos eines Manifestes erhalten. 

Die Verbindlichkeit der Grundrechte, ihre Positivierung konkreter 
sachlicher Grundprinzipien, welche die Grundlage und Aufgabe der 
Verfassungsordnung bestimmen, wie Würde des Menschen, Freiheit, 
Gleichheit4, ist auszeichnendes Merkmal eines materialen Rechtsstaates5. 
Sie bedeutet die Ergänzung des formalen Rechtsstaates durch die 
normative Konstitution einer werthaften Staatsordnung. Während es 
Kennzeichen des formalen Rechtsstaates ist, daß jeder Staatsakt zurück-

2 G. Weisser,  Manifest oder Grundgesetz, Gött ingen 1947, S. 14. 
8 Vgl. G. Weisser,  S. 14. — Der parlamentarische Rat wol l te strukturel l 

eine Verfassung erarbeiten — und tat dies auch, vgl. V.  Otto,  Das Staatsver-
ständnis des parlamentarischen Rats, Bad Godesberg 1971, S. 51 m. w. N. 

4 Vgl. K . Hesse, Der Rechtsstaat i m Verfassungssystem des Grundgesetzes, 
S. 78. 

5 Maunz  /  Dürig  /  Herzog ί Scholz,  Grundgesetz, München 1976, Anm. 56 zu 
Ar t . 20 GG m. w. N. 


